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Unterrichtung 

durdi die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über den Zusatz von Alkohoi 
zu Weinerzeugnissen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergän- 
zender Vorschriften für die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2592/73^"), insbesondere auf 
Artikel 25 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 25 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 ist der Zusatz von Alkohol zu den Er- 
zeugnissen des Artikels 1 Absatz 2 dieser Verord- 
nung untersagt, wobei Brennwein und Likörwein 
ausgenommen sind. Artikel 25 Absatz 2 erlaubt je- 
doch, von diesem Verbot abzuweichen. 

Die Möglichkeit des Alkoholzusatzes muß bei den 
nach Drittländern ausgeführten Tafelweinen und 
Qualitätsweinen bestimmter Anbaugebiete vorge- 
sehen werden, um entweder den Verbraucherge- 
wohnheiten in diesen Ländern Rechnung zu tragen 
oder zu verhindern, daß Witterungsverhältnisse 
oder Transport die Qualität der ausgeführten Weine 
beeinträchtigen. Die nichteuropäischen Teile der Mit- 
gliedstaaten sind in einer den betreffenden Drittlän- 
dern vergleichbaren Lage. Es empfiehlt sich des- 
halb, diese Möglichkeit auch für die nach diesen Tei- 
len der Mitgliedstaaten versandten Erzeugnisse ein- 
zuräumen. Um jedoch zu verhüten, daß das grund- 
sätzliche Verbot des Alkoholzusatzes umgangen 
wird, ist sicherzustellen, daß diese Erzeugnisse nicht 
zum freien Verkehr in den europäischen Teilen der 


Mitgliedstaaten zugelassen werden. Zur Verein- 
fachung der Kontrolle ist die Rücksendung in die 
europäischen Teile von Mitgliedstaaten zu unter- 
sagen. 

Der Zusatz von Alkohol muß auch gestattet wer- 
den, wenn Schaumwein oder Perlwein ein Dosage- 
likör zugesetzt werden soll. 

Die Herstellung von Erzeugnissen der Tarifnum- 
mer 22.06 sowie der Tarifstelle 22.07 B II des Ge- 
meinsamen Zolltarifs erfordert den Zusatz von Alko- 
hol zu bestimmten Erzeugnissen des Artikels 1 Ab- 
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70. Die 
Erzeugung ist in diesen Fällen umfangreich genug, 
um eine Ausnahme von dem Verbot des Alkoholzu- 
satzes zu rechtfertigen. 

Um Betrugsfälle auszuschließen, muß in jedem 
Fall die Art des zugesetzten Alkohols bestimmt und 
in bestimmten Fällen die Grenzen, innerhalb deren 
Zusatz gestattet ist, genau festgelegt werden. 

Die Maßnahmen für die Erzeugnisse der Tarif- 
nummer 22.06 des Gemeinsamen Zolltarifs behalten 
solange einen vorläufigen Charakter, bis Vorschrif- 
ten zur Harmonisierung der Begriffsbestimmungen 
dieser Erzeugnisse erlassen sind; es empfiehlt sich 
daher, die Geltungsdauer dieser Maßnahmen zu be- 
schränken. 

Die meisten der vorgenannten Erwägungen liegen 
bereits den Vorschriften zugrunde, die an verschie- 
denen Stellen in der Verordnung (EWG) Nr. 1093/70 
des Rates vom 8. Juni 1970 über den Zusatz von 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 269 
vom 26. September 1973, S. 1 
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Alkohol zu den Erzeugnissen des Weinsektors mit 
Ursprung in der Gemeinschaft^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1929/73 ^), sowie in 
deren Änderungen enthalten sind. Infolge ihrer Viel- 
zahl und Komplexität sind diese Texte inzwischen 
unübersichtlich geworden; es empfiehlt sich deshalb 
eine Neufassung - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Abweichend von Artikel 25 Absatz 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 816/70 darf unter den in dieser 
Verordnung genannten Bedingungen folgenden Er- 
zeugnissen Alkohol zugesetzt werden: 

1. Tafelwein und Qualitätsweinen b.A., wenn die 
Witterungsverhältnisse oder Verbraucherge- 
wohnheiten den Alkoholzusatz erfordern und 
wenn diese Weine nach Drittländern ausgeführt 
oder nach nichteuropäischen Teilen von Mitglied- 
staaten versandt werden, sofern sie im letzteren 
Fall nicht wieder in die europäischen Teile der 
Mitgliedstaaten zurückgesandt werden, 

2. Schaumwein und Perlwein, denen ein Dosage- 
likör zugesetzt wird, 

3. a) Traubenmost und teilweise gegorenem Trau- 

benmost, der ausschließlich aus Rebsorten im 
Sinne von Artikel 16 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 hervorgegangen ist und der min- 
destens den natürlichen Mindestalkoholgehalt 
aufweist, der für die Weinbauzone gilt, in der 
die Trauben geerntet wurden, 

b) Tafelwein, 

c) Qualitätsweinen b.A., 

d) in bestimmten Fällen eingeführtem oder nicht 
eingeführtem Likörwein, 

e) eingeführtem Wein im Sinne von Artikel 28 
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70, 

zur Herstellung von Erzeugnissen der Tarifnum- 
mer 22.06 des Gemeinsamen Zolltarifs, 

4. konzentriertem Traubenmost, zur Herstellung 
von Erzeugnissen der Tarif stelle 22.07 B II des 
Gemeinsamen Zolltarifs. 


Artikel 2 

1. Der den Erzeugnissen von Artikel 1 Ziffern 1 
und 2 zugesetzte Alkohol muß entweder neu- 
traler, aus Erzeugnissen der Weinrebe gewonne- 
ner Alkohol mit einem vorhandenen Alkoholge- 
halt von mindestens 95° oder ein nicht rektifi- 
ziertes, aus der Destillation von Wein hervorge- 
gangenes Erzeugnis mit einem vorhandenen Al- 
koholgehalt von mindestens 52° und höchstens 
80° sein. 

Bei Schaumwein ist jedoch der Zusatz von „Esprit 
de Cognac" im Sinne der in Frankreich gelten- 
den Vorschriften zulässig. 

2. Der den Erzeugnissen von Artikel 1 Ziffern 3 
und 4 zugesetzte Alkohol muß Äthylalkohol 
landwirtschaftlichen Ursprungs sein. 


A r t i k e 1 3 

1. Die zugesetzten Alkoholmengen dürfen nicht zur 
Folge haben, daß 

a) der Gesamtalkoholgehalt der in Artikel 1 
unter Ziffer 1 genannten Erzeugnisse um mehr 
als 2° erhöht wird; 

b) der Gesamtalkoholgehalt der in Artikel 1 
unter Ziffer 2 genannten Erzeugnisse um mehr 
als 0,5° erhöht wird. 

2. Die Mitgliedstaaten dürfen bei Qualitätsweinen 
b.A. den Alkoholzusatz stärker einschränken 
oder sogar untersagen. 


Artikel 4 

Artikel 1 Ziffer 3 und Artikel 2 Absatz 2 gelten, 
soweit sie die in Artikel 1 Ziffer 3 genannten Er- 
zeugnisse betreffen, bis 31. August 1975. 


3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 128 
vom 12. Juni 1970, S. 1 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 199 
vom 19. Juli 1973, S. 8 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
1, August 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Al 6/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 5. Juli 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Artikel 5 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1093/70 wird mit Wir- 
kung vom 31. August 1974 aufgehoben. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1974 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Einige Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 
1093/70 über den Zusatz von Alkohol zu den Er- 
zeugnissen des Weinsektors werden demnächst un- 
gültig. 

Da die Lage unverändert ist, d. h., da die Begriffsbe- 
stimmungen für Wermut und aromatisierten Wein 
noch nicht harmonisiert sind, empfiehlt es sich, die 
Geltungsdauer der bestehenden Vorschriften um ein 
Jahr zu verlängern. 

Im Zusammenhang mit dieser Verlängerung wurde 
diese Verordnung kodifiziert, wobei folgende kleine 
Änderungen angebracht wurden: 

— Berücksichtigung von Perlwein, 

— die Vorschrift zur Festlegung der Art des den 
Waren der Tarifstelle 22.07 B II zugesetzten 
Alkohols verlor ihren vorläufigen Charakter. 


Diese Verordnung hat keinerlei finanzielle Auswir- 
kung. 
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